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Amts: Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 41 Marienwerder, den 7. Januar 222 1863. 
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Das A2fte Stück der Geſetzſammlung pro 1862 enthält unter: 


Nro. 5632. die Verordnung wegen Einberufung der beiden Häufer des Landtages der Monarchie, vom 
22. Dezember 1862; 1 N 

Nro. 5633. den Allerhöchſten Erlaß vom 10. November 1862, betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde -Chauſſee von Allendorf an der 
Hüſten⸗Rönkhauſer Staatsſtraße, im Kreiſe Arnsberg, nach Leinſchede an der Lenne⸗Straße, 
im Kreiſe Altena; a > 

Nro. 5634. den Allerhöchſten Erlaß vom 17. November 1862, betreffend die Verleibung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde-Chauſſee von der Wetzlar⸗Herborner 
Staatsfiraße bei Hermans ſtein, nördlich über Blasbach, Hohenſolms und Mudersbach nach 

, der Herborn -Gladenbacher Straße bei Nieder -Weidbach, im Kreiſe Wetzlar; . 

Nro. 5635. den Allerhöchſten Erlaß vom 20. November 1862, betreffend die für Benutzung der Ober. 
ſchleuſen bei Coſel, Brieg, Ohlau und Breslau von Stammholzflößen zu entrichtenden Abgabe; 

Nro. 5636. den Allerhöchſten Erlaß vom 24. November 1862, betreffend die Verleihung der ſiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde - Chauffee von Denklingen an der 
Wiehlmünden⸗ Rother Bezirksſtraße, im Kreiſe Waldbroel, Regierungs bezirt Köln, nach Mors⸗ 
bach, an der im Bau begriffenen Wiſſerthal⸗Straße, und einer Zweig ⸗Chauſſee von Hülſtert 
nach Boxberg an der Wiehlmünden⸗Rother Straße, an die Gemeinden Denklingen, Wald⸗ 
broel und Morsbach; 

Nro. 5637. den Allerhöchſten Erlaß vom 1. Dezember 1862, betreffend die Beſtätigung eines Nachtrages 
zum Statute der Thüringlſchen Eiſenbohn⸗Geſellſchaft; 7 

Nro. 5638. die Bekanntmachung der Miniſterial- Erklärung, betr. den mit der Königl. Württembergiſchen 
Regierung vereinbarten gegenſeitigen Schutz der Waarenbezeichnungen, vom 21. Dezbr. 1862. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Ceutral-Behörden. 


I) Unter Bezugnahme auf die in Nro. 42, der Geſetzſammlung publicizte Allerhöchſte Verordnung 
vom 22. Dezember v. J., durch welche die beiden Häuſer des Landtages ver Monarchie, das Herrenhaus 
und das Haus der Abgeordneten, auf den 14. Januar d. J. in die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin zu⸗ 
ammenberufen worden find, wird hierdurch bekannt gemacht, daß die beſondere Benachrichtigung über den 

rt und die Zeit der Eröffnungs⸗Sitzung im Bureau des Herrenhauſes (Leipziger Straße Nro. 3.) und 
im Bureau des Hauſes ver Abgeordneten (Leipziger Straße Nro. 55.) am 12. und 13. Januar in den 
Stunden von 8 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abends und am 14. Januar in den Morgenſtunden offen lie⸗ 


Berlin, den 2. Januar 1863. 
Der Miniſter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


2) Bekanntmachung, 
betr. die zum 1. Oktober d. J. gekündigten Schuldverſchreibungen der Staatsanleihen de 1850 u. 1852. 
War ſehen uns wiederholt veranlaßt, mit Bezug auf unſere Bekanntmachungen vom 21. März d. J., 
Staats > Anzeiger Neo. 71., 86. und 94., vom 3. September d. J., Staats⸗Anzeiger Nro. 206., und 
vom 1. Nobember d. F., Staats⸗Anzeiger Nro. 260., die Einreichung der zum 1. Oktober d. F. gekün⸗ 
Ausgegeben in Marienwerder den 8. Januar 1863. 


digten nicht convertirten Schuld verſchreibungen der Staatsanleihen de 1850 und 1852 behufs der Empfang⸗ 
nahme des Kapitalbetrags in Erinnerung zu bringen, und darauf aufmerktſam zu machen, daß die Ver⸗ 
zinſung der nicht convertirten Schuldverſchreibungen jener Anleihen mit dem 1. Okto⸗ 
ber d. J. aufgehört hat. Berlin, den 29. Dezember 1862. 
Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden. 
v. Wedell. Gamet. Löwe. Meinecke. 

3) Die Königlichen Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſen, denen im Intereſſe der Staats beamten und zur 
Vereinfachung unſerer Verwaltung die Vermittelung von Aufnahmen in unſere Anſtalt obliegt, werden ſeit 
längerer Zeit dadurch, daß die betreffenden Anträge von Behörden und einzelnen Perſonen in der Regel 


Abweichungen von dieſen Beſtimmungen unter keiner Bedingung geſtattet werden können. Sollte alſo da⸗ 
gegen irgendwie verſtoßen oder irgend eine vorgeſchriebene Form nicht ganz genau beachtet werden, wor⸗ 
über die mit uns in Verbindung ſtehenden Königlichen Kaſſen und unſere Agenten ſtreng zu wachen haben, 
ſo müſſen die betreffenden Perſonen erwarten, daß ihre Aufnahmen abgelehnt oder verzögert und ihnen 


I. Es können in die Königlich Preußiſche allgemeine Wittwen Verpflegungs-Anſtalt nach den beſte⸗ 
henden Beſtimmungen nur aufgenommen werden (und zwar auch nur unter der Vorausſetzung, daß 
nicht etwa Geſundheits⸗ oder Alters⸗Verhältniſſe obwalten, die nach den 88. 3. und 4. unſeres 
Reglements Überhaupt änzlich von der Receptlon ausſchließen: 

a. diejenigen im unmittelbaren Staatsdienſte angeſtellten Civilbeamten, welche nach dem Penſions⸗ 
Reglement vom 30. April 1825 penſionsberechtigt ſind und daher zum Penſionsfonds beitragen, 
jedoch mit der Maaßgabe, daß diejenigen unter 25 deren fixirtes Dienſteinkommen die Summe 
von jährlich 250 Thlr. nicht überfteigt, höchſtens eine Wittwenpenſion von 50 Thlr. verſichern 


b. die Aſſeſſoren bei den Regierungen, den Obergerichten und den Rheiniſchen Landgerichten, auch 
wenn ſie weder Gehalt noch Diäten beziehen, ſo wie die bei den Auseinanderſetzungs⸗ Behörden 
als Special- Commiffarien dauernd beſchäftigten Deconomie - Commiffarien, noch ehe fie in 
den Genuß eines penſionsberechtigten Einkommens treten, jedoch alle dieſe unter p. angeführten 
Beamten nur mit der Verſicherung einer Wittwenpenſton von höchſtens 100 Thlr., vorbehaltlich 
einer künftigen Erhöhung derſelben für den Fall, daß ihnen ſpäter die Penſions⸗ Berechtigung 
beigelegt werden ſollte; 

°. die im eigentlichen Seelſorger-Amte, ſowohl unter Königlichen als unter Privat⸗Patronaten 
angeſtellten Geiſtlichen; 

d. die an Gymnaſien und dieſen gleich zu achtenden Anſtalten, an Schullehrer⸗Seminarien, ſowie 
an höheren und an allgemeinen Stadtſchulen angeſtellten wirklichen Lehrer; nicht aber auch die 
ae ſolcher Anſtalten und die Lehrer an ſolchen Klaſſen derſelben, welche als eigentliche 

lementarklaſſen nur die Stelle der mit jenen höheren Unterrichts⸗Anſtalten verbundenen Elemen⸗ 
tarſchulen erſetzen; 8 2 

e. die Profeſſoren bei den Univerſitäten, wenn ſie mit einer fixirten Beſoldung angeſtellt ſind; 

f. die reitenden Feldjäger. 

Außerdem ſind zwar noch einige andere Beamtenklaſſen, als die Hofdiener u. ſ. w., beitritts⸗ 
fähig, dieſe 2 fich m Kae gegenüber in einer ganz beſonderen Aus nahmeſtellung und 
werden niemals von unſern Agenten oder den Königlichen Regierungs⸗Hauptkaſſen, ſondern 
um größten Theil von ihren eigenen, mit unſern Aufnahme⸗Beſtimmungen vollkommen bekannten 

ehörden zur Reception bei uns angemeldet. Es bedarf daher hier nicht weiter ihrer Erwähnung. 

II. Wer nun hiernach der Königlich Preußiſchen allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt beitreten 
will, hat vorzulegen: } 

a. ein Atteſt feiner vorgeſetzten Behörde, daß er zu einer der genannten Klaſſen gehöre, alſo zu 
I. a. ausdrücklich darüber, daß er ein penſtonsbeitragspflichtiges Gehalt und event. zu welchem 
jährlichen Betrage beziehe, zu I. b. wegen der Oeconomie⸗Commiſſarien, daß er bei einer Aus⸗ 
einanderſetzungs⸗Behörde dauernd beſchäftigt ſei, zu I. d. dagegen darüber, daß er zu den nach 


BE 


der Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre vom 17. April 1820 receptionsfähigen Lehrern gehöre. Aus⸗ 
genommen ſind hierbei nur die Geiſtlichen und die bei den Regierungen und Obergerichten oder 
anderen Landes⸗Collegien als wirkliche Räthe angeſtellten Staatsbeamten, da dieſe über ihre 
Stellung keines beſonderen Nachweiſes bedürfen. 5 

Heiraths⸗Conſenſe können nur dann die Stelle ſolcher Atteſte vertreten, wenn in denſelben 
das Verhältniß des Beamten oder Lehrers, welches ihn nach den obigen Beſtimmungen zur Auf⸗ 
nahme in unſere Anſtalt berechtigt, beſonders und beſtimmt ausgedrückt, auch event. das pen⸗ 
ſtonsbeitragspflichtige Dienſt⸗Einkommen des Beamten ad I. a. angegeben iſt. Verſicherungen, 
welche die Recipienden ſelbſt über ihre Stellung abgeben oder einfache Beſcheinigungen einzelner 
Behörden: „daß N. N. berechtigt oder verpflichtet ſei, der Königlichen allgemeinen Wittwen⸗ 
Verpflegungs-Anſtalt beizutreten“ können uns niemals genügen, da wir dieſe Berechtigung oder 
Verpflichtung auf eigene Verantwortung ſelbſt zu prüfen haben. 


. Förmliche Geburts⸗Atteſte beider Gatten und einen Copulationsſchein. 


Die in dieſen Documenten vorkommenden Zahlen müſſen mit Buchſtaben ausgeſchrieben ſein 
und die Vor⸗ und Zunamen beider Eheleute in den Geburtsſcheinen müſſen mit den Angaben des 
Copulationsſcheins ſo genau übereinſtimmen, daß die Identität der Perſonen durchaus keinem 
Zweifel unterliegt, der ſonſt anderweitig auf glaubhafte Weiſe zu heben ſein würde. 

Bloße Taufſcheine ohne beſtimmte Angabe der Geburtszeit ſind ungenügend; ſind aber ſolche 
Angaben im Copulationsſcheine vorhanden, ſo können ſie als Erſatz etwa fehlender beſonderer 
Geburts Atteſte nur dann gelten, wenn die Trauung in derſelben Kirche erfolgt iſt, in welcher 
die Taufe vollzogen wurde, und wenn die Copulations⸗ und Geburts⸗Angaben ausdrücklich auf 
Grund der Kirchenbücher einer und derſelben Kirche gemacht werden. Sollte in beſonderen Fäl⸗ 
len es nicht möglich ſein, einen Geburtsſchein zu erhalten, und dieſe Unmöglichkeit beſcheinigt 
oder wenigſtens wahrſcheinlich gemacht werden, ſo muß das Alter durch gültige Atteſte ſeit der 
Zeit der Confirmation, durch glaubwürdige Beſcheinigung der Eltern oder Taufzeugen, durch 
gerichtliche Vormundſchafts⸗Beſtellungen, worin das Alter der aufzunehmenden Eheleute ange⸗ 
führt wird, durch Documente, welche geraume Zeit vor beantragter Reception im Druck erſchie⸗ 
nen ſind, oder ſonſt durch andere, allenfalls durch das suppletorium zu bekräftigende Mittel 
erweislich gemacht werden. 

Einer gerichtlichen Beglaubigung der Kirchenzeugniſſe bedarf es nicht mehr, wohl aber muß 
der Unterſchrift des Ausſtellers das Kirchenſiegel deutlich beigedruckt ſein. Auch ſind dieſe Do⸗ 
cumente ſtempelfrei, den Predigern aber iſt es nachgelaſſen, für Ausfertigung eines jeden ſolcher 
Zeugniſſe kirchliche Gebühren, jedoch höchſtens im Betrage von 7 Sgr. 6 Pf. zu fordern. 

Da die Kirchenzeugniſſe bis nach Beendigung der Mitgliedſchaft bei unſern Akten verbleiben 
mitffen, fo iſt denjenigen Recipienden die ſie etwa auf Stempelpapier einreichen und alſo ſpäter 
auch zu anderen Zwecken als zum Einkauf in unſere Anſtalt benutzen können, ganz beſonders 
anzurathen, von vorn herein uns zu unſern Akten nicht die Originalien, ſondern ſtempelfreie 
beglaubigte Abſchriften zugehen zu laſſen, jedoch mit dem ausdrücklichen Vermerke des vidimirenden 
Beamten, daß den Originalien die Kirchenſiegel beigedruckt ſeien. Jedenfalls beſitzen wir keine 
Arbeitskräfte, um ſpäter auf Verlangen einzelner Intereſſenten beglaubigte Abſchriften der bei 
unſern Akten beruhenden Atteſte ertheilen zu können. 


Ein ärztliches, ebenfalls ſtempelfreies Atteſt in folgender Faſſung: 


Ich (der Arzt) verſichere hierdurch auf meine Pflicht und an Eidesſtatt, daß nach meiner 
beſten Wiſſenſchaft Herr N. N. weder mit der Schwindſucht, Waſſerſucht, noch einer andern 
chroniſchen Krankheit, die ein baldiges Abſterben befürchten ließe, behaftet, auch überhaupt 
nicht krank, noch bettlägerig, ſondern geſund, nach Verhältniß ſeines Alters bei Kräften 
und fähig iſt, ſeine Geſchäfte zu verrichten.“ 

Dieſes Atteſt des Arztes muß von vier Mitgliedern unſerer Anſtalt, oder, wenn ſolche nicht 

vorhanden ſind, von vier anderen bekannten redlichen Männern dahin bekräftigt werden: 

„daß ihnen der Aufzunehmende bekannt ſel und ſie das Gegentheil von dem, was der Arzt 
atteſtirt habe, nicht wiſſen.“ 


nt der Recipiend außerhalb Berlin, fo iſt noch außerdem ein Certifikat hinzuzufügen, bar 
hin lautend: 
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„daß ſowohl der Arzt als die vier Zeugen das Atteſt eigenhändig unterſchrieben haben, 
auch keiner von ihnen ein Vater, Bruder, Sohn, Schwiegerſohn oder Schwager des Auf⸗ 
zunehmenden oder der Frau deſſelben ſei.“ 

Dieſes Certifikat darf nur von Notar und Zeugen, von einem Gerichte oder von der Orts⸗ 
Polizei⸗Behörde ertheilt werden; bei den Geſundheits⸗Atteſten für aufzunehmende Gensd'armen 

find jedoch ausnahmsweiſe auch die Certifikate von Gensd'armerie⸗ Offizieren zuläſſig. d 

Das ärztliche Atteſt ſelbſt können wir nur von einem approbirten praktiſchen Arzte oder von 

einem Kreis⸗Wundarzte annehmen. Wundärzte I. Klaſſe, die nicht im Staatsdienſte angeftelft 

ſind, dürfen dergleichen Atteſte nur dann ausſtellen, wenn uns zugleich von der Ortsobrigkeit 

beſcheinigt wird, daß an ihrem Wohnorte zur Zeit ihrer Niederlaſſung daſelbſt ein zum Doctor 

promovirter praktiſcher Arzt nicht anſäſſig geweſen. 

Das Atteſt, die Zeugen» Ausfagen und das Certifikat dürfen nie vor dem 16. Januar oder 

16. Juli datirt ſein, je nachdem die Aufnahme zum 1. April oder 1. Oktober erfolgen ſoll, und 

die oben vorgeſchriebene Form muß in allen Theilen Wort für Wort ganz genau beobachtet werden. 

III. Die Aufnahme⸗Termine ſind, wie eben angedeutet, der 1. April und 1. Oktober eines jeden Jahres. 
Wer alſo nach I. zur Reception berechtigt oder verpflichtet iſt und dieſe durch eine Königliche Regie⸗ 
rungs⸗Haupt⸗ oder Inſtitutenkaſſe, oder durch einen unſerer Commiſſarien bewirken will, hat an dieſelben 
ſeinen Antrag und die zu II. genannten Documente vor dem 1. April oder 1. Oktober ſo zeitig einzurei⸗ 
chen, daß ſie ſpäteſtens bis zum 15. März oder 15. September von dort aus bei uns eingehen können. 

Anträge, welche nicht bis zu dieſem Zeitpunkte gemacht und bis dahin nicht vollſtändig belegt worden ſind, 

werden von den Königlichen Kaſſen und Commiſſarien zurückgewieſen und können nur noch ſpäteſtens bis 

zum 1. April oder 1. Oktober in portofreien Briefen unmittelbar an uns ſelbſt eingeſandt werden. 
In der Zwiſchenzeit der vorgeſchriebenen Termine werden leine Receptions-Anträge angenommen 
und keine Aufnahmen vollzogen. 

f IV. Den zu II. genannten Atteſten find womöglich gleich die erſten praenumerando zu zahlenden 
halbjährlichen Beiträge beizufügen, die nach dem Tarif zu dem Geſetze vom 17. Mai 1856 ſehr leicht 
berechnet werden können. Dieſer Tarif iſt im Verlage der hieſigen Decker'ſchen Geheimen Ober⸗Hofbuch⸗ 
druckerei erſchienen und iſt alſo Jedermann zugänglich. Bei Berechnung der Alter iſt jedoch der §. 5. 
unſeres Reglements zu beachten, wonach einzelne Monate unter Sechs gar nicht, vollendete Sechs Monate 
aber und darüber als ein ganzes Jahr gerechnet werden. 

Stundungen der erſten Beiträge oder einzelne Theilzahlungen zur Tilgung derſelben find unſtatthaft, 
und vor vollſtändiger Einſendung der tarifmäßigen Gelder und der vorgeſchriebenen Atteſte kann unter 
keinen Umſtänden eine Reception bewirkt werden. 

Was die Feſtſetzung des Betrages der zu verſichernden Penſion betrifft, ſo haben hierüber nicht 

wir, ſondern die den Recipienden vorgeſetzten Dienſtbehörden zu beſtimmen. Es kann daher hier nur im 

Allgemeinen bemerkt werden, daß nach den, höheren Orts erlaſſenen Verordnungen die Penfion mindeſtens 

dem fünften Theile des Dienſteinkommens gleich fein muß, wobei jedoch zu berückſichtigen iſt, daß die 

Verſicherungen nur von 25 Thlr. bis 500 Thlr. incl., immer mit 25 Thlr. ſteigend, ſtattfinden können. 

VI. Bei ſpäteren Penſions-Erhöhungen, die jedoch in Beziehung auf die Beiträge, Probejahre u. 

ſ. w. als ganz neue, von den älteren als ganz unabhängige Verſicherungen und nur in ſofern mit dieſen 

gemeinſchaftlich betrachtet werden, als ihr Geſammtbetrag die Summe von 50 Thlr., reſp. 100 Thlr. und 

500 Thlr. nicht überſteigen darf (ef. I. a. und h.), iſt die abermalige Beibringung der Kirchenzeugniſſe 

nicht erforderlich, ſondern nur die Anzeige der älteren NPeceptiong- Nummer, ein neues vorſchrifts mäßiges 

Geſundheitsatteſt und, wenn die zu I. a. und h. bezeichneten Grenzen überſchritten werden ſollen, ein amt⸗ 

liches Atteſt über die veränderte Stellung und Beſoldung, fo wie über die etwa erlangte Penſions Berech⸗ 

tigung. 1 1 die Beträge der Erhöhungen müſſen wie die erſten Verſicherungen durch 25 ohne Bruch 
theilbar ſein. 

8 VII. Nach dem Geſetze vom 17. Mai 1856 werden nicht mehr Goloſummen, ſondern nur noch 

Summen in Silbergeld verſichert, ſo wie auch die halbjährlichen Beiträge nur noch in Silbergeld be⸗ 

rechnet werden. i 5 

VIII. Da wir im Schlußſatze der Receptious⸗Documente ſtets förmlich und rechtsgültig über die 
erſten halbjährlichen Beiträge quittiren, ſo werden beſondere Quittungen über dieſelben, wie ſie ſehr häufig 

von uns verlangt werden, unter keinen Umſtänden ertheilt. Berlin, den 29. Januar 1859. . 

General: Direction der Königlichen allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Auſtalt. 
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Verordnungen und Bekanntmachungen der Provinzial⸗Behörden. 


4) Das in neuerer Zeit in den Handel Weinen insbeſondere aus Amerika importirte Petroleum 
oder Steinöl, auch Erdöl, rock- oil, earth- oil, eoal- oil genannt, ift, vermöge ſeines reichen Gehaltes 
an flüchtigen Kohlenwaſſerſtoffen, von außerordentlicher Entzündbarkeit und ſteht in dieſer Beziehung, ſelbſt 
in raffinirtem Zuſtande, dem ſtärkſten Alkohol nicht nach. Die Gefährlichkeit wird dadurch erhöht, daß 
es ſpezifiſch leichter als Waſſer iſt, alſo auf dem Waſſer ſchwimmt, und wenn es brennt, durch Waſſer 
nicht gelöſcht werden kann. Zur Verhütung dieſer Gefahr werden für den Transport, die Lagerung und 
die Bearbeitung auf Grund des $. 11. des Geſetzes vom 11. März 1850 die nachſtehenden Beſtimmun⸗ 
gen getroffen: 
I. Für den Transport zu Waſſer. 

§. 1. Die Polizeibehörde des Einlade⸗Ortes hat zu beſtimmen, ob Petroleum in abgeſonderten 
Fahrzeugen geführt werden müſſe, oder ob es mit anderen Gütern verladen werden dürfe. Im letzteren 
Falle hat ſie die erforderlichen Vorſichtsmaßregeln, denen ſich der Schiffer zu unterwerfen hat, anzuordnen. 

§. 2. Der Führer eines Fahrzeuges, welches Petroleum an Bord hat, darf mit ſeinem Fahrzeuge 
nur in einer Entfernung von mindeſtens 200 Schritt von anderen Fahrzeugen oder von bewohnten Ge⸗ 
bäuden anlegen. Erreicht er den Beſtimmungsort, fo hat er der Polizeibehörde anzuzeigen, daß das 
Fahrzeug Petroleum geladen habe und die Menge deſſelben genau anzugeben. Er hat ſodann das Fahr⸗ 
zeug auf den von der Polizeibehörde beſtimmten Liegeplatz zu führen und darf dieſen Platz ohne Erlaubniß 
der Polizeibehörde nicht verlaſſen. 

§. 3. Die Löſchung der Petroleum⸗Ladung muß innerhalb der von der Polizeibehörde beſtimmten 
Friſt bewirkt werden. 

5 Schiffer, welche Petroleum in ihre Fahrzeuge einladen oder überladen, dürfen dies nur an 
der von der Polizeibehörde beſtimmten Stelle bewirken, und müſſen den Hafen oder Ladeplatz binnen der 
vorgeſchriebenen Friſt verlaſſen. ö 

. 5. Auf Schiffen, welche Petroleum an Bord haben, oder einnehmen, ſowie bei der Löſchung, 
Lagerung und Einladung von Petroleum darf Feuer oder Licht nicht gemacht und Taback nicht geraucht werden. 

8. 6. Die Ausladung und Lagerung von Petroleum darf nur auf dem von der Polizeibehörde dazu 
beſtimmten Platze Statt finden. 

II. Für den Transport zu Lande. 
A. Auf Eiſenbahnen. 

$. 7. Sendungen von Petroleum müſſen mit beſonderen Frachtbriefen, welche den Inhalt der Sen⸗ 
dung deutlich erkennen laſſen, aufgegeben werden. 

§. 8. Auf die mit Petroleum beladenen Wagen dürfen andere Waaren nicht beigeladen werden. 

§. 9. Mit Petroleum beladene Wagen dürfen in bedeckten Räumen (Güterſchuppen) nicht aufgeſtellt 
werden. Dieſelben ſind auf beiden Seiten mit rothen Zetteln, auf welchen das Wort: „Feuergefährlich“ 
deutlich zu leſen iſt, und mit der Signatur: „Petroleum“ zu verſehen. 

8. 10. Die Beförderung darf nur mit den Güterzügen geſchehen. Bei Nachtzügen darf Petroleum 
in mit Laternen verſehene Wagen nicht geladen werden. 

8. 11. Petroleum darf nicht in Güterſchuppen und nur an ſolchen Plätzen außerhalb derſelben, 
wo brennbare Stoffe nicht in der Nähe find, aus⸗ oder eingeladen oder gelagert werden. Während die⸗ 
ſer Arbeiten darf Feuer oder Licht in die Nähe nicht gebracht und Taback von den dabei beſchäftigten 
Perſonen nicht geraucht werden. 

B. Auf anderen Wegen. 

§. 12. Wagen, welche mit Petroleum beladen ſind, dürfen unter bedeckten Räumen nicht ſtehen 

gelaſſen und müſſen unter ſteter Aufficht gehalten werden. a 
III. Aufbewahrung und Verarbeitung. 

$. 13. Petroleum darf in größeren Quantitäten nur in einzeln ſtehenden, nicht bewohnten Gebäu⸗ 
den gelagert werden. Für den Privatgebrauch oder den Detailhandel darf es nur in Quantitäten, welche 
500 Pfd. nicht überſteigen und nur in feuerſicheren Räumen gehalten werden. 1 

„8. 14. Das Raffiniren rohen Petroleums iſt nur in Räumen geſtattet, welche von der Polizei⸗ 
behörde beſonders genehmigt worden ſind. 

Die Nichtbefolgung vorſtehender Vorſchriften ift mit einer Geldſtrafe bis zu 10 Rthlr., an deren 
Stelle im Unvermögensfalle verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe tritt, zu ahnden. 
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a izeibehörden des Regierungsbezirks haben dafür zu ſorgen, daß die beſonderen Liege⸗, Lade⸗ 
nd 0 1 0 105 alle Mal beftimmnt und zur Kenntniß der Betheiligten gebracht werden. 
u 8 Marienwerder, den 27. Dezember 1862. Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Unter den Pferden des Fuhrmanns Ruttkowski in Gr. Marienau iſt die Rotzkrankheit aus⸗ 
rc daßeßen it Aue unter den Pferden in. Straszewo (Kr. Löbau) beſeitigt. 
8 5 arienwerder, den 30. Dezember 1862. Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


6) Wiederbeſetzung der Kreis⸗Wundarztſtelle des Wirſitzer Kreiſes. 


Die mit einem Gehalte von 100 Rthlr. verbundene Kreis⸗Wundarztſtelle des Wixſitzer Rreifes iſt 
erledigt und ſoll anderweit beſetzt werden. Qualificirte Bewerber um die Vacanz haben ſich mit Einrei⸗ 
chung ihrer Zeugniſſe ſpäteſtens in 4 Wochen bei uns zu melden. 


Bromberg, den 24. Dezember 1862. Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Perſonal⸗ Chronik. 


7) Für das Jahr 1863 iſt die wiſſenſchaftliche Prüfungs⸗Kommiſſion zu Königsberg Seitens des 
Königlichen Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten in folgender Art zu⸗ 
ſammengeſetzt worden: 1 

1. Provinzial- Schulrath Dr. Schrader als Director, 
2. Profeſſor Dr. Noſenkranz f 


192 = Dr. Richelot 

4. 5 Dr. Nitzſch 

. 5 Ran als Mitglieder. 

7. Privat⸗Docent Dr. Herbſt 1 
8. Profeſſor Dr. Thiel am Lyceum 


Hoſianum zu Braunsberg 

Der Poſt⸗Secretair Koch iſt von Marienwerder na Berlin und der Poſt⸗E edie e 
Marienwerder nach Mewe verſetzt worden. . Bf pebient Rölcke von 

Der Poſt⸗Expeditions⸗Gehilfe Guſtav Jöden ift zum Poſt⸗Expedienten ernannt und bei der Poſt⸗ 
Expedition in Schlochau etatsmüßig angeſtellt. 

Der Poſt⸗Expeditions⸗Gehilfe Theodor Schulz iſt zum Poſt⸗Expediteur ernannt und“ ihm die 
Verwaltung der Poſt⸗Expedition II. Klaſſe in Biſchofswerder übertragen. 

Der Packbote Szamocki in Marienwerder iſt geſtorben. 0 

Der Packbote Otto in Terespol iſt freiwillig aus dem Poſtdienſte ausgeſchieden. 

Der invalide Huſar Stankowsli ift bei dem Poſtamte in Eulm als Packbote definitiv angeſtellt. 


Erledigte Schulſtelle. 


8) Die Schullehrerſtelle zu Windak wird zum 1. April d. J. erledigt. Lehrer katholiſcher Con⸗ 
feſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei der 
Gutsherrſchaft zu Gluchowo zu melden. 


N ec 


(Hierzu der öffentliche Anzeiger Nro. 1.) 
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